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Vorwort 

Gegenstand der Arbeit ist die Frage, in welcher Weise der im ver-
waltungsgerichtlichen Verfahren  herrschende Untersuchungsgrundsatz 
Auswirkungen auf Betätigungsmöglichkeiten und Rolle des Rechts-
anwalts als Prozeßbevollmächtigten im Verwaltungsrechtsstreit hat. Die 
durch die Rechtsprechung vertretene ständige Einschränkung der Unter-
suchungsmaxime zugunsten einer partiellen Anwendung des Verhand-
lungsgrundsatzes gab Anlaß zu einer kritischen Betrachtung. 

Die Arbeit wurde im Wintersemester 1979/80 vom Fachbereich Rechts-
und Wirtschaftswissenschaften  der Johannes-Gutenberg Universität 
Mainz als Dissertation angenommen. Dafür habe ich insbesondere den 
beiden Berichterstattern, Herrn Prof.  Dr. Albert von Mutius und Herrn 
Prof.  Dr. Otto Mühl zu danken. 

Mein Dank gi l t ebenso Herrn Prof.  Dr. J. Broermann für die Aufnahme 
der Arbeit in seine Schriftenreihe. 

Mainz, im November 1980 
Birger  Kropshofer 
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I . Gegenstand und Anlaß der Untersuchung 

1. Berührungspunkte zwischen Untersuchungsgrundsatz 
und anwaltschaftlicher Vertretung 

Nach § 86 Abs. 1 V w G O erforscht  das Ger i ch t den Sachverha l t v o n 
A m t s wegen1 . Au fgabe der nachfo lgenden Un te rsuchung so l l es sein, 
festzustel len, i n we lcher F o r m u n d i n we l chem U m f a n g der dem v e r -
wa l tungsger i ch t l i chen Ver fah ren 2 zugrunde l iegende Untersuchungs-
grundsatz 3 u n d die m i t i h m zusammenhängenden gesetzl ichen A n n e x -
vorschr i f ten  Au fgaben u n d S te l l ung des Hechtsanwal ts4 als Ve r t re te r 
des Bürgers 5 beeinf lussen. 

Beg r i f f  u n d Bedeu tung des Untersuchungsgrundsatzes s ind i n der Ze i t 
seit I n k r a f t t r e t e n  der V w G O 6 i n zah l - u n d umfangre ichen A r b e i t e n 7 be-
hande l t wo rden ; auch die S te l l ung des Rechtsanwal ts als Par te i ve r t re te r 
i m ve rwa l tungsger i ch t l i chen Ver fah ren  w u r d e versch iedent l i ch er -
ö r te r t 8 . 

1 Vgl. Redeker / von Oertzen, VwGO, § 86 Rdn. 1 ff. 
2 Gegenstand der Arbeit ist vornehmlich der Untersuchungsgrundsatz im 

allgemeinen Verwaltungsprozeß ; vergleichbare Regelungen finden sich jedoch 
in §§ 76 FGO, 103 SGG, 12 FGG und 244 Abs. 2 StPO. 

3 Zur Terminologie vgl. unten I. 2. 
4 Nach Ule, Rechtstatsachen, S. 106, stellen die Rechtsanwälte in 80 °/o aller 

verwaltungsgerichtlichen Verfahren den Hauptanteil aller Bevollmächtigten 
neben Steuerberatern, Steuerberatungsgesellschaften,  Steuerbevollmächtigten, 
Wirtschafts- und Buchprüfern,  Rechtsbeiständen, Verbandsvertretern und an-
deren Bevollmächtigten; vgl. ferner  § 3 Abs. 1 BRAO; siehe zum Umfang der 
berufsrechtlichen Berechtigung des Rechtsanwalts zur Besorgung fremder 
Rechtsangelegenheiten auch Altenhoff  / Busch / Kampmann, Rechtsberatungs-
gesetz, Rdn. 71 (S. 86 f.). 

5 Zur anwaltlichen Vertretung der Behörden vgl. Ule, Rechtstatsachen, S. 108; 
zur Problematik des kommunalen Vertretungsverbots von Mutius, VerwArch 
68 (1977), 73 ff. 

β 1. April 1960, vgl. § 195 Abs. 1, S. 1; diese Frage ist jedoch nicht auf den Be-
reich der VwGO begrenzt geblieben, vgl. etwa Baltzer, NJW 1967,1550 f. für das 
Gebiet des finanzgerichtlichen Verfahrens;  zur Zersplitterung der Verfahrens-
vorschriften vor Schaffung der VwGO vgl. Bettermann, ZZP70 (1957), 161, 
170 ff. 

7 Die Problematik des Untersuchungsgrundsatzes war jedoch auch schon 
Gegenstand früherer  Untersuchungen, vgl. nur Heine, VerwArch 26 (1918), 
431 ff.,  sowie die ausführliche Darstellung bei Schultzenstein, ZZP 43 (1913), 
301 ff.  ; zu den Prozeßgrundsätzen des Verfassungsprozesses allgemein Engel-
mann, Prozeßgrundsätze, S. 19 ff.  ; dazu Endermann, DöV 1978, 699 f, umfassend 
zum Untersuchungsgrundsatz Lang, VerwArch 52 (1961), 60 ff.,  175 ff.  mit um-
fangreichen Nachweisen. 
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Gerade die Wechselbeziehungen jedoch zwischen dieser prozeßrecht-
lichen Maxime einerseits und dem gesetzlichen Auftrag an die Anwal t -
schaft andererseits hat bisher — soweit ersichtlich — nicht die gebotene 
Beachtung gefunden und w i rd häufig pauschal beurteilt; so heißt es 
etwa in einer verwaltungsgerichtlichen Verfügung noch aus dem Jahre 
1977: 

„Im verwaltungsgerichtlichen Verfahren ist eine Vertretung durch einen 
Rechtsanwalt nicht geboten und auch nicht erforderlich,  da das Gericht den 
Sachverhalt und die Rechtslage in vollem Umfang von Amts wegen erforscht 
und prüft 9." 

Diese verbreitete 10 Einschätzung des Verhältnisses zwischen Unter-
suchungsgrundsatz und Effizienz  anwaltlicher Tätigkeit im Verwaltungs-
prozeß ist sicher nicht zutreffend  und w i rd der besonderen Notwendig-
keit anwaltlicher Vertretung gerade im verwaltungsgerichtlichen Ver-
fahren nicht gerecht. Dies gi l t umsomehr, als die oben zitierte Ein-
schätzung eines „reinen" Untersuchungsgrundsatzes von der Recht-
sprechung realiter nicht durchgehalten wird: 

Grunsky 11 stellt zu Recht fest, daß die von ihm vertretene Modifizie-
rung des Untersuchungsgrundsatzes12 de lege lata zwar der herrschenden 
Meinung widerspreche, es aber gleichzeitig nicht zu verkennen sei, daß 
die Rechtsprechung immer mehr in die von ihm befürwortete  Richtung 
tendiere. 

I n der Tat w i rd der Untersuchungsgrundsatz — nicht zuletzt aus 
prozeßökonomischen Gründen — verschiedenen, teilweise weitgehenden 
Beschränkungen unterworfen 13; eine weitere Aufgabe dieser Arbeit liegt 
darin, diese Einschränkungen zu analysieren und aufzuzeigen, in welcher 
Weise der mi t der Prozeßführung  betraute Rechtsanwalt dieser vom Ver-
fasser krit isch beurteilten Entwicklung entgegenzutreten vermag. 

8 Die Untersuchungen befassen sich vornehmlich mit der Frage eines An-
waltszwanges vor den Verwaltungsgerichten und Oberverwaltungsgerichten/ 
Verwaltungsgerichtshöfen,  vgl. Bachof, DVB1.1954, 256 f., ders., DVB1.1954, 
392 f. 

9 Hinweisende Verfügung des V G Mainz (damals noch V G Neustadt — Aus-
wärtige Kammern in Mainz) v. 27.4.1977 — 3 Κ 64/77 — in Zusammenhang mit 
einem Armenrechtsgesuch. 

1 0 Andeutungsweise auch Kopp, VwGO, § 166 Rdn. 13 unter Bezugnahme auf 
BVerwGE 51, 113. 

1 1 Grundlagen, S. 177. 
1 2 Grunsky vertritt die Auffassung,  daß der Untersuchungsgrundsatz in dem 

Maße zurückzudrängen sei, in welchem das öffentliche  Interesse an der Sach-
verhaltsaufklärung nachlasse (vgl. Grundlagen, S. 168, 177). 

1 3 Vgl. etwa Grunsky, Fn. 11; BVerwG DöV 1963, 886. 
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2. Terminologische Vorgaben 

Die verbreitete Unsicherheit sowohl der überwiegenden Literatur als 
auch der Rechtsprechung im Umgang mit dem Untersuchungsgrundsatz 
und der Anwendung dieser Maxime zeigt sich bereits an der augen-
scheinlich nicht zu bereinigenden terminologischen Verwirrung 1 . Menger 2 

hat bereits vor einem Vierteljahrhundert resignierend festgestellt, die 
terminologischen Ungenauigkeiten seien so zahlreich, daß es unmöglich 
sei, sich erschöpfend damit auseinanderzusetzen3. 

Trotz mehrfacher  Versuche4 einer allgemeingültigen Klarstellung sind 
begriffliche  Vermischungen auch heute noch verbreitet. So setzen etwa 
Eyermann  /  Fröhler 5 Verhandlungs- und Dispositionsmaxime gleich (!) 
und unterscheiden danach — folgerichtig — beispielsweise nicht zwischen 
den Wirkungen eines Anerkenntnisses® und eines Zugeständnisses7. 

Verstärkt w i rd die Verwirrung noch dadurch, daß in diesem „Standard-
kommentar für die Praxis"8 hinsichtlich der Definit ion des Unter-
suchungsgrundsatzes in allgemeiner Form auf Lang9 verwiesen wird. 
Lang seinerseits jedoch10 definiert  Verhandlungs- und Untersuchungs-
maxime wie folgt: 

„Unter Verhandlungsmaxime soll daher verstanden werden die Befugnis der 
Parteien, ein Verfahren einzuleiten oder an eine höhere Instanz zu bringen, 
es durch Rücknahme der Klage oder des Rechtsmittels zu beenden, durch pro-
zessuales Anerkenntnis oder Klageverzicht eine inhaltlich festgelegte Ent-
scheidung herbeizuführen,  durch Vergleich zu verfügen, durch die Anträge 
den Gegenstand der richterlichen Nachprüfung zu begrenzen, durch die Aus-
wahl der Tatsachen und Beweismittel die tatsächliche Grundlage der richter-
lichen Entscheidung zu bestimmen und in sonstiger Weise — etwa durch 
Unterlassen einer Verfahrensrüge  — gestaltend auf das Verfahren einzu-
wirken. 
1 Diese ist nicht auf den Bereich des Untersuchungsgrundsatzes beschränkt; 

schon im Jahre 1821 erkannte Feuerbach (Betrachtungen, S. 21) — in Zusam-
menhang mit dem Prinzip der Öffentlichkeit  — die Gefahr allgemein gehaltener 
Begriffsbestimmungen:  „Das Wort: Oeffentlichkeit,  angewandt auf Gerichte 
und gerichtliche Handlungen, bezeichnet in seiner höchsten Allgemeinheit 
einen so unbestimmten Begriff,  daß dessen weiter Raum so groß genug ist, die 
ungleichartigsten Dinge in sich aufzunehmen". 

2 System, S. 82 Fn. 14. 
3 Vgl. auch Damrau, Entwicklung, S. 3; zur Frage der allgemeinen prozeß-

rechtlichen Terminologie, siehe ferner  Hagen, Elemente, S. 14 ff. 
4 Vgl. nur die klare Darstellung, JuS 1961, 41; ähnlich Rupp, AÖR85 (1960), 

149, 188 ff. 
5 VwGO, § 86 Rdn. 2; ähnlich schon Labs u.a., Das Verfahren,  S. 164. 
β Vgl. zum Anerkenntnis im Verwaltungsrechtsstreit auch Wolf, Anerkennt-

nis, S. 101 ff.  m.w.N. 
7 Wolf, Anerkenntnis, S. 101 Rdn. 3. 
8 Vgl. Ule, DVB1.1977, 907. 
9 VerwArch 52 (1961), 60 ff.,  175 ff. 
1 0 VerwArch 52 (1961), 62 f. 


